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Einleitung 
Das Phänomen der Seeräuberei ist eine neuartige Herausforderung für die 
deutsche Außen- und Sicherheitspolitik. Die Seeräuberei ist kein – oftmals 
romantisch verklärtes – Relikt vergangener Jahrhunderte, sondern hat sich in 
ihrer modernen Form innerhalb der letzten Jahre zu einer spürbaren Bedro-
hung auch für die aktuelle globale Seesicherheit entwickelt. Das International 
Maritime Bureau1 berichtet von 439 Piratenangriffen im Jahr 2011. Nach vier 
Jahren des Anstiegs gemeldeter Seeräuberangriffe bis 2010 hat sich die Zahl 
der Überfälle nunmehr auf hohem Niveau stabilisiert.2 Ein Instrument der 
deutschen Bemühungen zur Eindämmung der Seepiraterie ist deren gewalt-
same Bekämpfung. Zu diesem Zweck werden die deutschen Seestreitkräfte 
jenseits des deutschen Seegebiets eingesetzt, zunächst vereinzelt, um von See-
räubern angegriffenen Handelsschiffen zur Hilfe zu eilen und seit Dezember 
2008 groß angelegt in Form einer militärischen Beteiligung an der gemeinsa-
men Operation der Europäischen Union Atalanta. Diese widmet sich der Be-
kämpfung der Seeräuberei in dem Seegebiet am Horn von Afrika.3  

Über 50 Prozent der Piratenangriffe im Jahr 2011 erfolgten durch somali-
sche Seeräuber im Golf von Aden. Diese Seeregion am Horn von Afrika ist 
besonders betroffen von der Seepiraterie. Am 30. Juni 2011 hatten somalische 
Piraten 20 Schiffe mit insgesamt 420 Besatzungsmitgliedern in ihrer Gewalt.4 
Verschiedene Faktoren tragen zu der schwierigen Lage vor der Küste Soma-

                                                           
1  Das International Maritime Bureau (IMB) ist eine von der Privatwirtschaft getragene 

Nichtregierungsorganisation, die der internationalen Handelskammer (International 
Chamber of Commerce (ICC)) untergliedert ist. Eine wichtige Einrichtung des IMB 
ist das in dieser Form einzigartige Piracy Reporting Center mit Sitz in Kuala Lum-
pur. Reeder und Schiffbesatzungen können Seeräuberangriffe melden und sich bera-
ten lassen. Das Piracy Reporting Center gibt regelmäßig Lageberichte betreffend die 
Seeräuberei in sämtlichen Gewässern heraus.  

2  Im Jahr 2011 wurden dem IMB 445 Seeräuberangriffe gemeldet; vgl. Mitteilung der 
ICC vom 12.01.2012, „Piracy attacks in East and West Africa dominate world re-
port”, abzurufen am 11.04.2012 um 14 Uhr unter http://www.icc-ccs.org/news/995-
piracy-attacks-in-east-and-west-africa-dominate-world-report. 

3  Siehe ausführlicher dazu unten im ersten Abschnitt. 
4  Vgl. Mitteilung des IMB vom 14.07.2011, „Pirate attacks at sea are getting bigger 

and bolder, says IMB report”, abzurufen am 22.08.2011 um 14 Uhr unter 
http://www.icc-ccs.org/news/450-pirate-attacks-at-sea-getting-bigger-and-bolder-
says-imb-report. 
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lias bei. Der „failed state“ Somalia befindet sich im Bürgerkrieg und kann seit 
Jahren keine funktionierende Staatsgewalt aufweisen. Dies führt zu Armut 
und Hunger in der Bevölkerung, wodurch sich einerseits immer mehr Men-
schen veranlasst sehen, der „lukrativen“ Seepiraterie nachzugehen und ande-
rerseits Nahrungsmittellieferungen der internationalen Gemeinschaft über den 
Seeweg erforderlich wurden, die wiederum eine lohnende Beute für Seeräuber 
darstellen. Somalia ist selbst nicht in der Lage, die Seeräuberei vor der eige-
nen Küste zu bekämpfen. Die internationale Gemeinschaft hat sich vor die-
sem Hintergrund im Jahr 2008 zu einem verstärkten Engagement zur Be-
kämpfung der Seepiraterie vor Somalia entschieden, und der Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen beschloss entsprechende Resolutionen. Die Operation 
Atalanta stellt den europäischen und im Rahmen dessen auch den deutschen 
Beitrag zu dieser internationalen Initiative dar. 

Über die völkerrechtlichen und insbesondere über die verfassungsrechtli-
chen Rahmenbedingungen des Einsatzes der Bundeswehr zur Bekämpfung 
der Seeräuberei bestehen Uneinigkeit und Unsicherheit bei den handelnden 
Akteuren, in der Presse, in der Öffentlichkeit wie auch im rechtswissenschaft-
lichen Schrifttum. In ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage von einzelnen Ab-
geordneten und der Fraktion der FDP im Deutschen Bundestag vom 23. Mai 
2008 hat die Bundesregierung auf die konkrete Frage, unter welchen Voraus-
setzungen die Bundesmarine befugt sei, der Seeräuberei verdächtige Schiffe 
aufzubringen, darauf hingewiesen, dass „ob und gegebenenfalls unter welchen 
Voraussetzungen ein Schiff der Deutschen Marine von [der entsprechenden] 
völkerrechtlichen Befugnis Gebrauch machen [könne], […] verfassungsrecht-
lich nicht abschließend geklärt [sei].“5 Im rechtswissenschaftlichen Schrifttum 
wie auch im politischen Umfeld wird vielfach ein Tätigwerden des Gesetzge-
bers für erforderlich oder jedenfalls zur Klarstellung für wünschenswert er-
achtet.6 Die Unsicherheit wurde auch durch die Heftigkeit der Reaktionen auf 
                                                           
5  Antwort Nr. 12 der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage von Abgeordneten und 

Fraktion der FDP vom 23.05.2008, BT-Drs. 16/9286, S. 4. 
6  Vgl. etwa ALLMENDINGER/KEES, NZWehrr 2008, 60 (69); BRAUN/PLATE, DÖV 

2010, 203 (209); R.BRINKMANN/PETERS, in: ZIMMERMANN/TAMS, Seesicherheit vor 
neuen Herausforderungen, 43 (64 ff.); ESSER/FISCHER, JR 2010, 513 (526); FISCHER-
LESCANO/KRECK, AVR 47 (2009), 481 (521 ff.); JENISCH, HANSA International Ma-
ritime Journal 146 (2009), 54 (57 f.); RUGE, in: SCHMIDT-
BLEIBTREU/HOFMANN/HOPFAUF, GG, Art. 87a Rdnr. 5; SCHMAHL, AöR 136 (2011), 
44 (90 f.); WIEFELSPÜTZ, ZG 2007, 97 (128 ff.); nach der gescheiterten Befreiung 
des von Piraten entführten Schiffs „Hansa Stavanger“ durch die Polizeieinheit GSG 9 
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die am 22. Mai 2010 im Deutschlandfunk gesendete Aussage des damaligen 
Bundespräsidenten KÖHLER offenbar, die ihn letztlich wohl zum Rücktritt 
veranlasste. Wohl nicht zuletzt mit Blick auf das militärische Engagement zur 
Bekämpfung der Seeräuberei sagte er, dass „ein Land [der Größe Deutsch-
lands] mit [seiner] Außenhandelsorientierung und damit auch Außenhandels-
abhängigkeit auch wissen [müsse], dass im Zweifel, im Notfall auch militäri-
scher Einsatz notwendig [sei], um unsere Interessen zu wahren, zum Beispiel 
freie Handelswege […].“7  

Während die völkerrechtliche Diskussion auf nationaler und internationa-
ler Ebene schon weit fortgeschritten ist,8 werden verfassungsrechtliche Prob-
leme zwar in Untersuchungen zur Rechtmäßigkeit militärischer Einsätze ge-
gen Piraten regelmäßig auch thematisiert, bilden jedoch selten den Schwer-
punkt. Eine monografische Auseinandersetzung ausschließlich mit der Ver-
fassungsmäßigkeit eines Einsatzes der deutschen Streitkräfte zur Bekämpfung 
der Seeräuberei fehlt bislang.9 Angesichts der empfundenen Rechtsunsicher-
heit auf der einen Seite und der Bedeutung und des Ausmaßes des deutschen 
Engagements sowie der großen öffentlichen Aufmerksamkeit, die die Militär-

                                                                                                                                                                                
hat das Bundesministerium des Innern eine öffentliche Initiative zur Grundgesetzän-
derung durch Einfügung eines neuen Art. 87 a Abs. 5 GG gestartet (vgl. Stefan PA-
RIS, Sprecher des BMI am 11.05.2009 vor der Bundespressekonferenz, das Protokoll 
abzurufen am 23.08.2011 um 13 Uhr unter http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Europa/Aussenpolitik/ GSVP/Sprecher2009-05-11_node.html); siehe zu 
der Befreiungsaktion unten im zweiten Abschnitt unter A. I. sowie zum Reformvor-
schlag unten in der Schlussbetrachtung unter II. 

7  Horst KÖHLER im Gespräch mit Christopher RICKE abzurufen im Wortlaut am 
22.08.2011 um 17 Uhr unter http://www.dradio.de/aktuell/1191138/ 

8  Vgl. etwa AFFELD, Humanitäres Völkerrecht 2000, 95 ff.; V.ARNAULD, AVR 47 
(2009), 454 ff.; DUBNER, The Law of the International Sea Piracy; GEIß/PETRIG, Pi-
racy and Armed Robbery at Sea; HEINICKE, KJ 2009, 178 (183 ff.); JENISCH, 
NordÖR 2009, 385 ff.; KÖNIG, DGVR 44 (2010), 203 (224 ff.); LAGONI, in: FS 
RAUSCHNING, 501 ff.; NANDAN/ROSENNE, in: NORDQUIST, UN Convention on the 
Law of the Sea, Bd. III, Art. 100 ff.; PROELß, in: GRAF VITZTHUM, Völkerrecht, 5. 
Abschn. Rdnr. 64; RUBIN, The Law of Piracy; SCHIEDERMAIR, AöR 135 (2010), 185 
(201 ff.); SCHMAHL, AöR 136 (2011), 44 (51 ff.); SHEARER, in: O’CONNELL, The In-
ternational Law of the Sea, Vol. 2, Chapter 24 C.; STEHR, Marineforum 3/2004, 18 
ff.; STEIN, in: FS RAUSCHNING, 487 (489 ff.); TREVES, EJIL 20 (2009), 399 ff.; 
WOLFRUM, in: GRAF VITZTHUM, Handbuch des Seerechts, Kap. 4 Rdnr. 47 ff. 

9  Lediglich TRÉSORET, Seepiraterie, S. 431 ff. untersucht die Verfassungsmäßigkeit 
von Streitkräfteeinsätzen zur Bekämpfung der Seeräuberei vertieft. 
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operation erfährt, auf der anderen Seite, ist eine Schließung dieser Lücke 
wünschenswert. Dies versucht die vorliegende Arbeit zu leisten. Sie soll einen 
Beitrag zur Aufklärung der (Verfassungs-) Rechtslage leisten, indem sie un-
tersucht, unter welchen Voraussetzungen ein deutscher Militäreinsatz gegen 
Piraten außerhalb deutscher Seegebiete im Einklang mit dem Grundgesetz 
steht.  

Darf die Bundeswehr zur gewaltsamen Bekämpfung der Seeräuberei au-
ßerhalb deutscher Seegebiete eingesetzt werden? Ist vorauszusetzen, dass der 
Einsatz im Rahmen einer multinationalen Militäroperation erfolgt oder kann 
die Bundesrepublik Deutschland auch unilateral gegen Piraten vorgehen? Ist 
nicht Piraterie eine Form der Kriminalität, deren Bekämpfung in die Zustän-
digkeit der Polizeibehörden fällt? Welche Anforderungen sind an die Art und 
Weise der Gewaltausübung zu stellen? Inwieweit sind die deutschen Soldaten 
bei Gewaltanwendungen gegenüber mutmaßlichen Seeräubern an die Grund-
rechte gebunden? Bedarf es einer Änderung des Grundgesetzes oder einfach-
gesetzlicher Vorschriften, um dem militärischen Engagement in seiner derzei-
tigen Form zur Verfassungskonformität zu verhelfen? Alle diese Fragen sol-
len in der vorliegenden Arbeit beantwortet werden.  

Seeräuberei wird in der vorliegenden Untersuchung als eine rechtswidrige 
Handlung verstanden, bei der private Personen zu rein privaten Zwecken auf 
dem Meer zivile Schiffe angreifen, um sich an Bord befindliche Vermögens-
werte zu beschaffen oder sich des Schiffes und dessen Besatzung zu bemäch-
tigen.10 Das Bundesverfassungsgericht hatte bisher nicht die Gelegenheit, zur 
Verfassungsmäßigkeit des Einsatzes deutscher Streitkräfte zur Bekämpfung 
der Seeräuberei Stellung zu nehmen. In der Natur des Untersuchungsgegen-
standes liegt es, dass die verfassungsrechtlichen Fragestellungen sich in ver-
gleichbarer Form auch bei der Auseinandersetzung mit anderen Auslandsein-
sätzen der Streitkräfte gestellt haben. Es war daher nicht nur erforderlich, die 
sich mit der militärischen Seeräubereibekämpfung befassende Literatur aus-
zuwerten, sondern auch die zahlreichen Untersuchungen und die Recht-
sprechung zu verfassungsrechtlichen Herausforderungen bei verwandten 
Verwendungen der deutschen Streitkräfte zu berücksichtigen. Zwar ist die 
Völkerrechtskonformität von Militäreinsätzen zur Bekämpfung der Seeräube-
rei auch aus verfassungsrechtlicher Perspektive von Relevanz, jedoch soll die 
                                                           
10  Die Definition ist angelehnt an die gemäß Art. 101 SRÜ, wobei danach vergleichbare 

Handlungen in staatlichen Hoheitsgewässern nicht unter den Begriff „Seeräuberei“ 
fallen. 



Einleitung 5 

völkerrechtliche Analyse keinen Schwerpunkt bilden. Völkerrechtliche Frage-
stellungen sollen nur dort im Sinne der herrschenden Meinung berücksichtigt 
werden, wo sie auch verfassungsrechtlich zu beachten sind und nur vereinzelt 
vertieft werden, wo dies für den weiteren Gang der Untersuchung von beson-
derer Bedeutung und die betreffende Frage noch nicht erschöpfend diskutiert 
worden ist. 

Im ersten Abschnitt der Arbeit wird der deutsche Beitrag zur militäri-
schen Bekämpfung der Seeräuberei noch einmal ausführlicher dargestellt. Das 
konkrete Vorgehen der Bundesmarine im Rahmen der Operation Atalanta der 
Europäischen Union soll zwar die Grundlage für die nachfolgende Untersu-
chung bilden, jedoch sollen die überprüften Maßnahmen von dem Einsatz-
rahmen, nämlich der Beteiligung an einer multinationalen Aktion, abstrahiert 
werden. Nur so lassen sich die Ergebnisse auch auf eventuelle zukünftige – 
aber auch vor „Atalanta“ bereits zu beobachtende – unilaterale „Anti-
Piraterie-Einsätze“ übertragen. Die einzelnen Untersuchungsabschnitte sollen 
sich an typischen Einsatzszenarien orientieren, die so oder so ähnlich bereits 
Realität bei der Seeräubereibekämpfung durch die deutschen Streitkräfte wur-
den, und diese darin jeweils auf ihre Verfassungsmäßigkeit überprüft werden. 

Dabei widmet sich der zweite Abschnitt der verfassungsrechtlichen Be-
fugnis der Bundesrepublik Deutschland zum Einsatz ihrer Streitkräfte zur Be-
kämpfung der Seeräuberei. Es wird untersucht, ob das Grundgesetz zu be-
stimmten Einsatzarten ermächtigt, sei es unilateral, sei es innerhalb von Sys-
temen gegenseitiger kollektiver Sicherheit, sei es in der konkreten Form der 
Beteiligung an der Operation Atalanta. Von zentraler Bedeutung ist dabei die 
Bestimmung des Verteidigungsbegriffs, an dem sich die Einsatzmöglichkeiten 
der Streitkräfte orientieren. Anknüpfend an das konkrete Einsatzszenario soll 
die Herleitung eines modernen Verteidigungsbegriffs versucht werden, der 
mit den historischen Wurzeln der Wehrverfassung im Einklang steht, aber 
dennoch der Weiterentwicklung der Bundesrepublik Deutschland und ihrer 
gestiegenen Verantwortung innerhalb der internationalen Gemeinschaft 
Rechnung trägt. Auch sollen in diesem Abschnitt die weiteren verfassungs-
rechtlichen Schranken für die Zulässigkeit des Einsatzes inklusive des Parla-
mentsvorbehalts aufgezeigt werden. 

Im vierten Abschnitt werden die verfassungsrechtlichen Anforderungen 
an die Art und Weise militärischer Gewaltanwendungen gegenüber Seeräu-
bern außerhalb deutscher Hoheitsgewässer beleuchtet. Es stellt sich dabei aus 
verfassungsrechtlicher Perspektive die Frage nach der Rechtfertigung von 
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Grundrechtseingriffen, die durch typische Maßnahmen im Rahmen eines Ein-
satzes zur Bekämpfung der Seeräuberei bewirkt werden. Geprüft werden kon-
kret die Festnahme sowie die Verletzung oder Tötung von mutmaßlichen See-
räubern. Zwingend bedarf es vor diesen konkreten Grundrechtsprüfungen ei-
ner Beantwortung der Frage nach der Grundrechtsbindung der deutschen 
Streitkräfte bei der Seeräubereibekämpfung außerhalb deutscher Hoheitsge-
wässer bzw. nach der Grundrechtsgeltung in den typischen Einsatzszenarien. 
Im Rahmen dieser Voruntersuchung soll die grundrechtsbeschränkende Wir-
kung völkerrechtlicher Verträge vertieft werden. Konkret ist zu beleuchten, 
ob und unter welchen Voraussetzungen völkerrechtliche Vertragsklauseln, die 
Streitkräfte zu Grundrechtseingriffen ermächtigen, den Anforderungen grund-
rechtlicher Gesetzvorbehalte genügen. Diese Frage hat im Schrifttum bislang 
wenig Aufmerksamkeit erfahren und verdient wegen der für solche Vertrags-
klauseln exemplarischen Eingriffsbefugnisse innerhalb des Regelungsregimes 
zur Bekämpfung der Seeräuberei im Seerechtsübereinkommen der Vereinten 
Nationen in dieser Arbeit besondere Beachtung. 



Erster Abschnitt: Bekämpfung von 
Seeräuberei durch die deutschen Streitkräfte 
Die Bekämpfung von Seeräuberei ist ein jüngeres Betätigungsfeld der deut-
schen Streitkräfte. Besondere öffentliche Aufmerksamkeit erregt dieses Enga-
gement erst seit der deutschen Beteiligung an der seit Dezember 2008 durch-
geführten Militäroperation der Europäischen Union „Atalanta“ zur Bekämp-
fung der sich ständig ausweitenden Seeräuberei vor der Küste Somalias. Ver-
einzelt war die Bundesmarine schon davor mit der Abwehr von Piratenangrif-
fen befasst.  

Im April 2008 erreichte die deutsche Fregatte „Emden“ der Notruf des ja-
panischen Öltankers „Takayama“, der im Golf von Aden von einem Seeräu-
berschiff aus beschossen wurde. Die „Emden“ befand sich in den Gewässern, 
weil sie im Rahmen der deutschen Beteiligung an der internationalen Operati-
on Enduring Freedom zur Bekämpfung des Terrorismus eingesetzt wurde. 
Das Marineschiff nahm Kurs auf den Ort des Geschehens; vorausgeschickt 
wurde der Bordhubschrauber. Als die „Takayama“ erreicht wurde, hatten die 
Seeräuber den Angriff bereits abgebrochen und wurden von der Bundesmari-
ne nicht mehr angetroffen.11  

So oder so ähnlich sah der Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zur 
Bekämpfung der Seeräuberei bis ins Jahr 2008 aus. Die Schiffe der Bundes-
marine befanden sich stets zu anderen Zwecken als zur Abwehr von Piraten-
angriffen im Einsatz und wehrten seeräuberische Angriffe nur „bei Gelegen-
heit“ ab, weil sie sich in der Nähe des Tatorts befanden. Bevor einem Einsatz 
der deutschen Seestreitkräfte erstmals – zur Beteiligung an der Operation Ata-
lanta – ein ausdrückliches Mandat zur Bekämpfung der Seeräuberei zugrunde 
lag, engagierte sich die Bundesmarine seit Anfang des 21. Jahrhunderts insbe-
sondere im Rahmen der multinationalen Operationen „Enduring Freedom“ 
und „Active Endeavour“ zur Unterbindung terroristischer Aktivitäten sowie 
im Rahmen des maritimen Teils der Mission der Vereinten Nationen im Liba-

11 Vgl. dazu Artikel bei Welt Online vom 21.04.2008, „Deutsche Fregatte vertreibt Pi-
raten vor Somalia“, abzurufen am 15.07.2011 um 21 Uhr unter: 
http://www.welt.de/vermischtes/article1924781/Deutsche_Fregatte_vertreibt_Piraten
_vor_Somalia.html; LÖWENSTEIN, „Der Kampf gegen Piraten unter schwarzer Flag-
ge“, Beitrag für FAZ.NET vom 30.09.2008, abzurufen am 15.07.2011 um 21 Uhr un-
ter: http://www.faz.net/artikel/C31325/der-kampf-gegen-piraten-unter-schwarzer-
flagge-30049054.html 
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non (UNIFIL) zur Sicherung des Waffenstillstandes zwischen den Konflikt-
parteien nach dem Wiederaufflammen der bewaffneten Auseinandersetzungen 
im israelisch-libanesischen Grenzgebiet im Jahr 2006. Durch diese internatio-
nalen maritimen Operationen wurde und wird unabhängig von ihrem konkre-
ten Auftrag ein Beitrag zur Verringerung seeräuberischer Gefahren geleistet. 
Die bloße verstärkte Anwesenheit militärischer Marineeinheiten bewirkt ge-
nerell eine spürbare Erhöhung der Seesicherheit in der Einsatzregion.12  

Besonders häufig waren die an der Operation Enduring Freedom beteilig-
ten Schiffe der Bundesmarine mit Angriffen von Seeräubern auf andere – zi-
vile – Schiffe konfrontiert. Die Operation Enduring Freedom wurde nach den 
terroristischen Anschlägen in den USA am 11. September 2001 initiiert. Die 
von den USA geführte Mission beruht auf Resolutionen des Sicherheitsrats 
der Vereinten Nationen13 und bezweckt die Bekämpfung des Terrorismus. Ein 
Element dieser groß angelegten militärischen Operation ist die Überwachung 
der Gewässer am Horn von Afrika zur Unterbrechung terroristischer Verbin-
dungsrouten zwischen der Arabischen Halbinsel und Somalia, das als Rück-
zugsgebiet für islamistische Terroristen galt, und zur Sicherung militärischer 
Transporte der teilnehmenden Staaten. Zur Durchführung dieser Operation 
„Maritime Interdiction“ wurde der Flottenverband „Combined Task Force 
150“ eingerichtet. Die Bundesrepublik Deutschland beteiligte sich an der ma-
ritimen Säule der Operation Enduring Freedom von Anfang 2002 an.14 Been-
det wurde das deutsche Engagement im Rahmen dieser Operation im Juli 
2011.15 Die Bekämpfung der Seeräuberei in der Einsatzregion wurde weder in 
dem internationalen Mandat noch in dem Mandat des Deutschen Bundestags 

                                                           
12  Vgl. Beitrag des Presse- und Informationszentrums Marine vom 23.12.2008, Bishe-

rige Initiativen zur Bekämpfung von Piraterie, abzurufen am 14.07.2009 um 15 Uhr 
unter: http://www.marine.de/portal/a/marine/kcxml/04_Sj9SPykssy0xPLMnMz0vM
0Y_QjzKLNzKONzLz9gRJgjneZiH6kQjhoJRUfV-P_NxUfW_9AP2C3IhyR0dFR 
QA6-u1R/delta/base64xml/L2dJQSEvUUt3QS80SVVFLzZfMjNfMjZLSQ!!?yw_ 
contentURL=%2F01DB070000000001%2FW27MCA9Y816INFODE%2Fcontent. 
jsp 

13  S/RES/1373 (2001); S/RES/1368 (2001). 
14  Vgl. Antrag der Bundesregierung vom 07.11.2001, BT-Drs. 14/7296. 
15  Vgl. ausführlich zum deutschen Beitrag zur Operation Enduring Freedom CHIARI, in: 

CHIARI/PAHL, Wegweiser zur Geschichte, Auslandseinsätze der Bundeswehr, 97 
(103 ff.). 
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als Ziel der Mission bestimmt.16 Wie in dem bereits geschilderten Fall eilten 
dennoch deutsche wie auch ausländische Schiffe des maritimen Verbands der 
Operation Enduring Freedom zivilen Schiffe zur Hilfe, die Opfer von Piraten-
angriffen geworden waren. Ihre Rechtsgrundlagen fanden diese Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Seeräuberei in dem entsprechenden Regelungsregime in 
den Art. 100 ff. des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen von 
1982 (SRÜ), das seit 1994 in Kraft ist, sowie in weitgehend deckungsgleichen 
völkergewohnheitsrechtlichen Regeln. 

  
A. Die Resolutionen des VN-Sicherheitsrats zur 
Seeräuberei vor Somalia 
Da sich die Sicherheitslage in den Gewässern am Horn von Afrika wegen der 
stetig wachsenden Anzahl von Piratenangriffen auf zivile Schiffe trotz Anwe-
senheit der „Task Force 150“ immer weiter verschlechterte,17 befasste sich 
auch der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen explizit mit dem Problem der 
Seeräuberei in dieser Region. Er beschloss mehrere Resolutionen, nämlich 
1814 vom 15. Mai 2008, 1816 vom 02. Juni 2008, 1838 vom 07. Oktober 
2008, 1846 vom 02. Dezember 2008, 1851 vom 16. Dezember 2008, 1897 
vom 30. November 2009, 1918 vom 27. April 2010, 1950 vom 23. November 
2010 und 2020 vom 22. November 2011.18 Der Sicherheitsrat zeigt sich darin 
„zutiefst besorgt“ über die Bedrohung für die Wirksamkeit der humanitären 
Hilfslieferungen für die notleidende somalische Bevölkerung19 und über die 

                                                           
16  Vgl. Antrag der Bundesregierung vom 07.11.2001, BT-Drs. 14/7296; auch die Ope-

rationspläne von „OEF“ sahen keine Bekämpfung der Seeräuberei vor, vgl. Antwort 
Nr. 9 der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der FDP-Fraktion und einzelner 
Abgeordneter vom 12.12.2008, BT-Drs. 16/11352, S. 3. 

17  Ausführlich zur Bedrohung der maritimen Sicherheit durch die moderne Seeräuberei 
HOSSEUS, in: CHIARI/PAHL, Wegweiser zur Geschichte, Auslandseinsätze der Bun-
deswehr, 229 ff. 

18  S/RES/1814 (2008); S/RES/1816 (2008); S/RES/1838 (2008); S/RES/1846 (2008); 
S/RES/1851 (2008); S/RES/1897 (2009); S/RES/1918 (2010); S/RES/1950 (2010); 
S/RES/2020 (2011). 

19  Laut Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen wurden im Jahr 2008 durch-
schnittlich 2,4 Millionen Menschen jeden Monat durch den Import von Nahrungsmit-
teln unterstützt, wobei 90 Prozent der Nahrungsmittel über den Seeweg nach Somalia 
gebracht wurden (vgl. Pressemitteilung der Welthungerhilfe der VN vom 



10 Bekämpfung von Seeräuberei durch die deutschen Streitkräfte 

Gefährdung der Sicherheit auf den entsprechenden maritimen Handelswegen 
sowie der Sicherheit der internationalen Schifffahrt insgesamt.20 Er stellt fest, 
dass durch die Seeräuberei die Lage in Somalia verschlimmert werde, die ih-
rerseits nach wie vor den Weltfrieden und die internationale Sicherheit in der 
Region bedrohe.21 Die internationale Staatengemeinschaft wird u.a. dazu auf-
gefordert, Maßnahmen zur Bekämpfung der Seeräuberei auf der Grundlage 
der entsprechenden völkerrechtlichen Bestimmungen zu ergreifen.22 Da das 
SRÜ lediglich militärische Maßnahmen gegenüber Piraten außerhalb staatli-
cher Hoheitsgewässer legitimiert, weitet der Sicherheitsrat den Anwendungs-
bereich dieser Eingriffsbefugnisse auf somalische Hoheitsgewässer aus.23 Das 
Gremium knüpft die beschlossenen Maßnahmen an ein Tätigwerden nach 
Kapitel VII der VN-Charta und qualifiziert sie damit als Mittel zur Erhaltung 
des Friedens. 

B. Die gemeinsame Operation der Europäischen 
Union „Atalanta“
Die Europäische Union hat sich auf der Grundlage dieser Resolutionen des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen dazu entschieden, einen militärischen 
Beitrag zur Bekämpfung der Seeräuberei am Horn von Afrika zu leisten. 

Zunächst beschloss der Rat der Europäischen Union am 19. September 
2008 eine gemeinsame Aktion im Rahmen der gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik auf der Grundlage von Art. 14 EUV a.F. (Nachfolgerege-
lung in Art. 28 EUV n.F.), Art. 25 Abs. 3 EUV a.F. (Nachfolgeregelung in 
Art. 38 EUV n.F.) und Art. 28 Abs. 3 EUV a.F. (Nachfolgeregelung in Art. 41
EUV n.F.) zur Koordinierung der bereits initiierten mitgliedstaatlichen Ein-
sätze zur Bekämpfung der Seeräuberei vor Somalia.24 Zu diesem Zweck wur-
de eine Koordinierungszelle in Brüssel eingerichtet.  

                                                                                                                                                                               
16.07.2008, abzurufen am 07.08.2011 um 18 Uhr unter: 
http://de.wfp.org/news/news-release/somalia-5-todesopfer-bei-wfp-hilfstransporten).  

20 Vgl. S/RES/1816 (2008).
21 Vgl. S/RES/1816 (2008).
22 Vgl. S/RES/1838 (2008).
23 Vgl. S/RES/1816 (2008).
24  Gemeinsame Aktion des Rates vom 19.09.2008, 2008/749/GASP, EU-Abl. L 252 

vom 20.09.2008 , S. 39. 
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Bereits kurze Zeit später, am 10. November 2008, beschloss der Rat der 
Europäischen Union wiederum eine gemeinsame Aktion im Rahmen der ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik – erneut gestützt auf Art. 14 EUV 
a.F. (Nachfolgeregelung in Art. 28 EUV n.F.), Art. 25 Abs. 3 EUV a.F. 
(Nachfolgeregelung in Art. 38 EUV n.F.) und Art. 28 Abs. 3 EUV a.F. (Nach-
folgeregelung in Art. 41 EUV n.F.) – „über die Militäroperation der Europäi-
schen Union als Beitrag zur Abschreckung, Verhütung und Bekämpfung von 
seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste 
Somalias“.25 Die Europäische Union führt auf dieser Grundlage eine gemein-
same Militäroperation – genannt Atalanta – durch, um erstens die Hilfsliefe-
rungen der Welthungerhilfe an die somalische Bevölkerung zu schützen, 
zweitens die Sicherheit für die Schifffahrt in der Region zu verbessern und 
drittens zur Abschreckung, Verhütung und Bekämpfung seeräuberischer 
Handlungen.26 Der Rat beruft sich ausdrücklich auf die Resolutionen des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 1814 (2008), 1816 (2008), 1838 
(2008). Die gemeinsame Aktion 2008/749/GASP wurde aufgehoben, die 
Koordinierungszelle in Brüssel aufgelöst, deren Aufgaben nunmehr durch die 
Militäroperation wahrgenommen werden sollten. Das Politische und Sicher-
heitspolitische Komitee sollte die politische Kontrolle und die strategische 
Leitung der Militäroperation übernehmen. Das operative Hauptquartier zur 
Durchführung der Militäraktion wurde in Northwood, im Vereinigten König-
reich, eingerichtet. Am 08. Dezember 2008 begann die Operation Atalanta27 
und war gemäß Art. 16 Abs. 3 der gemeinsamen Aktion 2008/851/GASP zu-
nächst auf 12 Monate befristet. Die Operation wurde am 09. Dezember 2009 
durch Beschluss des Rates 2009/907/GASP um ein Jahr28, am 07. Dezember 
2010 wiederum durch Beschluss des Rates 2010/766/GASP um weitere zwei 
Jahre29 und am 23. März 2012 vorzeitig bis zum 12. Dezember 201430 verlän-
gert. 
                                                           
25  Gemeinsame Aktion des Rates vom 10.11.2008, 2008/851/GASP, EU-Abl. L 301 

vom 12.11.2008, S. 33; berichtigt in EU-Abl. L 10 vom 15.01.2009, S. 35. 
26  Art. 1 Abs. 1 der gemeinsamen Aktion 2008/851/GASP vom 10.11.2008, EU-Abl. L 

301 vom 12.11.2008, S. 35; berichtigt in EU-Abl. L 10 vom 15.01.2009, S. 35. 
27  Beschluss des Rates vom 08.12.2008, 2008/918/GASP, EU-ABl. L 330 vom 

09.12.2008, S. 19. 
28  Beschluss des Rates vom 08.12.2009, 2009/907/GASP, EU-Abl. L 322 vom 

09.12.2009, S. 27. 
29  Beschluss des Rates vom 07.12.2010, 2010/766/GASP, EU-Abl. L 327 vom 

11.12.2010, S. 49. 



12 Bekämpfung von Seeräuberei durch die deutschen Streitkräfte 

Die Militäraktion erstreckt sich auf das Seegebiet bis zu 500 Seemeilen 
vor der Küste Somalias und der Nachbarländer. Insgesamt ist ein Seegebiet 
von etwa 500 Seemeilen in Ost-West-Ausdehnung umfasst, das bei Fahrtge-
schwindigkeit von 18 Knoten in etwa einem Seetag durchfahren werden kann, 
und ca. 2.500 Seemeilen in Nord-Süd-Ausdehnung, was in etwa fünf 
Seetagen entspricht.31 Konkret umfasst die Operation Atalanta gemäß Art. 2 
von 2008/851/GASP die folgenden Aufgaben: 

 
„a) Gewährung von Schutz für die vom WEP [Welternährungsprogramm] 

gecharterten Schiffe, unter anderem durch die Präsenz von bewaffneten Kräften 
von Atalanta an Bord dieser Schiffe, insbesondere wenn sie die Hoheitsgewässer 
Somalias durchqueren; 

b) im Einzelfall bei Bedarf Schutz von Handelsschiffen in den Gebieten, in 
denen sie im Einsatz ist; 

c) Überwachung der Gebiete vor der Küste Somalias, einschließlich der so-
malischen Hoheitsgewässer, die Gefahren für maritime Tätigkeiten, insbesondere 
des Seeverkehrs, bergen; 

d) Durchführung der erforderlichen Maßnahmen, einschließlich des Einsat-
zes von Gewalt, zur Abschreckung, Verhütung und Beendigung von seeräuberi-
schen Handlungen oder bewaffneten Raubüberfällen, die in den Gebieten, in de-
nen sie präsent sind, begangen werden könnten; 

e) Aufgriff, Festhalten und Überstellung von Personen, die seeräuberische 
Handlungen oder bewaffnete Raubüberfälle begangen haben oder im Verdacht 
stehen diese Taten begangen zu haben, in Gebieten, in denen sie präsent ist, und 
Beschlagnahme der Schiffe der Seeräuber oder bewaffneten Diebe oder der nach 
einem seeräuberischen Akt oder eines bewaffneten Raubüberfalls gekaperten 
Schiffe, sofern diese sich in den Händen der Seeräuber befinden, sowie der an 
Bord befindlichen Güter, im Hinblick auf die eventuelle Strafverfolgung durch 
die zuständigen Staaten unter den Voraussetzungen des Artikels 12; 

f) Herstellung einer Verbindung zu den Organisationen und Einrichtungen 
sowie zu den Staaten, die in der Region zur Bekämpfung von seeräuberischen 
Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste Somalias tätig sind, 
insbesondere zu der im Rahmen der Operation ,Dauerhafte Freiheit‘ agierenden 
Seestreitkraft ,Combined Task Force 150‘ “32 

 

                                                                                                                                                                                
30  Beschluss des Rates vom 23.03.2012, 2012/174/GASP, EU-Abl. L 89 vom 

27.03.2012, S. 69. 
31  Vgl. UHL, MarineForum 3/2009, 11 (13). 
32  Art. 2 der gemeinsamen Aktion 2008/851/GASP vom 10.11.2008, EU-Abl. L 301 

vom 12.11.2008, S. 33; berichtigt in EU-Abl. L 10 vom 15.01.2009, S. 35. 
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In dem Beschluss des Rats vom 23.03.2012 wurde das Operationsgebiet 
um das Küstengebiet und die Binnengewässer Somalias erweitert und die Be-
fugnisse aus Art. 2 von 2008/851/GASP erfuhren eine entsprechende Anpas-
sung.33 

In dem Operationsplan werden drei grundsätzliche Operationsarten be-
stimmt, nämlich die „Escort Operations“, die „Baseline Operations“ und die 
„Focussed Operations“.34 Bei „Escort Operations“ werden in der Regel drei 
oder vier Schiffe mit Hilfslieferungen für die somalische Bevölkerung durch 
ein Marineschiff zum Zielort begleitet. „Baseline Operations“ bestehen in 
Kontrollfahrten in einem bestimmten Seegebiet, die Seeräuber abschrecken 
und die Besatzungen durchfahrender ziviler Schiffe beruhigen sollen. 
„Focussed Operations“ schließlich richten sich auf ein bestimmtes Schiff, von 
dem seeräuberische Handlungen ausgehen, oder das Opfer eines Seeräuber-
angriffs geworden ist.35 Wie bereits Art. 2 von 2008/851/GASP sehen auch 
die „Rules of Engagement“ betreffend die Operation die Anwendung verhält-
nismäßiger Gewalt gegenüber Seeräubern vor36 und zwar schon bei hinrei-
chendem Verdacht, dass diese seeräuberische Handlungen begangen haben.37 

Gemäß Art. 12 von 2008/851/GASP ist der an der Operation Atalanta 
teilnehmende Staat für Strafverfolgung der von ihm festgesetzten Seeräuber 
zuständig oder ist befugt, die Seeräuber an einen anderen an der Strafverfol-
gung interessierten Staat zu übergeben, wenn mit diesem zuvor eine men-
schenrechtskonforme Behandlung der überstellten Personen vereinbart wurde. 
In Briefwechseln mit Kenia vom 06. März 2009 38 und mit den Seychellen im 
                                                           
33  Beschluss des Rates vom 23.03.2012, 2012/174/GASP, EU-Abl. L 89 vom 

27.03.2012, S. 69. 
34  Vgl. UHL, MarineForum 3/2009, 11 (12). 
35  Vgl. UHL, MarineForum 3/2009, 11 (12). 
36  Vgl. REIK, Fragen und Antworten zur Operation Atalanta, Stand: 21.02.2011, abzu-

rufen am 04.08.2011 um 12 Uhr unter: http://www.bundeswehr.de/portal/poc/ 
bwde?uri=ci%3Abw.bwde.einsaetze.missionen.antipiraterieeinsatz&de.conet.content
integrator.portlet.current.id=01DB170000000001%7C7N9GEJ513INFO. 

37  Vgl. UHL, MarineForum 3/2009, 11 (13); ausführlich zu den „Rules of Engagement“ 
der Operation Atalanta BURKHARDT, in: WEINGÄRTNER, Die Bundeswehr als Armee 
im Einsatz, 125 ff. 

38  EU-ABl. L 79 vom 25.03.2009, S. 49; die Vereinbarung wurde durch Kenia nach 
etwa einem Jahr zum Oktober 2010 gekündigt, es laufen jedoch Gespräche über eine 
Neufassung des rechtlichen Rahmens, vgl. Antwort 16 der Bundesregierung auf eine 
Kleine Anfrage der Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen und einzelner Abgeordne-
ter vom 23.03.2012, BT-Drs. 17/9108, S. 7. 
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Oktober 2009 39 hat die Europäische Union entsprechende Übergabever-
einbarungen geschlossen, die eine menschenrechtskonforme Behandlung 
überstellter Seeräuber gewährleisten sollen. Mit Mauritius wurde am 30. Sep-
tember 2011 ein entsprechendes Überstellungsabkommen geschlossen.40 

 
C. Die deutsche Beteiligung an der Operation 
Atalanta 
Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich bereits seit Dezember 2008 an 
der Operation Atalanta. Auf Antrag der Bundesregierung41 hat der Deutsche 
Bundestag diesen Einsatz der deutschen Streitkräfte am 19. Dezember 2008 
beschlossen.42 Insgesamt legitimiert das Mandat den Einsatz von 1.400 Solda-
tinnen und Soldaten mit entsprechender Ausrüstung. Parallel zu der Operation 
Atalanta sollte der Einsatz der deutschen Streitkräfte zunächst auf ein Jahr 
befristet sein. Am 18. Juni 2009 stimmte der Deutsche Bundestag auf Antrag 
der Bundesregierung43 einer Ausweitung des Einsatzgebietes zu. Danach soll-
ten auch die Gewässer um die Seychellen von dem Mandat umfasst sein, 
nachdem das Politische und Sicherheitspolitische Komitee der Europäischen 
Union eine entsprechende Erweiterung des Operationsgebiets beschlossen 
hatte. Das Mandat wurde mehrfach verlängert und zwar am 17. Dezember 
200944, am 02. Dezember 201045 und am 01. Dezember 201146 um jeweils ein 

                                                           
39  EU-ABl. L 315 vom 02.12.2009, S. 37. 
40  EU-ABl. L 254 vom 30.09.2011, S. 3.  
41  Antrag der Bundesregierung vom 10.12.2008, BT-Drs. 16/11337. 
42  Vgl. Deutscher Bundestag, 197. Sitzung vom 19.12.2008, 16. Wahlperiode, Sten. 

Prot. 16/197, S. 21357 D. 
43  Antrag der Bundesregierung vom 27.05.2009, BT-Drs. 16/13187. 
44  Deutscher Bundestag, 12. Sitzung vom 17.12.2009, 17. Wahlperiode, Sten. Prot. 

17/12, S. 1009 ff.; Antrag der Bundesregierung vom 09.12.2009, BT-Drs. 17/179. 
45  Deutscher Bundestag, 78. Sitzung vom 02.12.2010, 17. Wahlperiode, Sten. Prot. 

17/78, S. 8625 ff.; Antrag der Bundesregierung vom 10.11.2010, BT-Drs. 17/3691. 
46  Deutscher Bundestag, 146. Sitzung vom 01.12.2011, 17. Wahlperiode, Sten. Prot. 

17/146, S. 17407 ff.; Antrag der Bundesregierung vom 16.11.2011, BT-Drs. 
17/7742. 
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Jahr. Am 18. April 2012 hat die Bundesregierung eine erneute Verlängerung 
des Mandats bis zum 31. Mai 2013 beantragt.47

Bislang wurde das mandatierte Truppenkontingent nicht ausgeschöpft. 
Zunächst wurde jeweils eine Fregatte zur Teilnahme an der Operation Atalan-
ta entsandt. Von Anfang September 2011 an wird die deutsche Beteiligung 
durch den Einsatz einer zweiten Fregatte ausgeweitet. Neben der üblichen 
Schiffsbesatzung befinden sich u.a. drei Feldjäger, ein Offizier des militäri-
schen Nachrichtenwesens, ein Sprachmittler für Arabisch sowie ein Rechtsbe-
rater als juristischer Beistand des Kommandanten an Bord.48

Der Auftrag des Mandats deckt sich weitgehend mit den Aufgaben der 
Operation Atalanta gemäß Art. 2 von 2008/851/GASP. Als „einzusetzende 
Kräfte und Fähigkeiten“ sieht das Mandat u.a. die Sicherung und den Schutz, 
einschließlich des Begleitschutzes, der Einschiffung von Sicherungskräften 
auf zivilen Schiffen und der gewaltsamen Beendigung von Akten der Seeräu-
berei sowie die Ingewahrsamnahme vor, einschließlich des Zugriffs, des Fest-
haltens und des Transportes zum Zweck der Übergabe an die zuständigen 
Strafverfolgungsorgane.49 Auf die vom Rat beschlossene Erweiterung des 
Einsatzgebiets der Operation Atalanta hat die Bundesregierung mit der Bean-
tragung eines erweiterten parlamentarischen Einsatzmandats für die Beteili-
gung der deutschen Streitkräfte reagiert.50 Aufgrund dieses Mandats soll das 
Einsatzgebiet grundsätzlich auf die somalischen Küstengebiete und inneren 
Küstengewässer Somalias ausgedehnt werden, jedoch sollen deutsche Solda-
ten – abgesehen von der Durchführung etwaiger Rettungsmaßnahmen – nicht 
am Boden eingesetzt werden und nur bis zu einer Tiefe von maximal zwei 
Kilometern gegen logistische Einrichtungen der Seeräuber am Strand vorge-
hen dürfen.51

Das Festhalten von der Seeräuberei verdächtigen Personen ist nicht vor-
rangiges Ziel der Operation.52 Sollte es dennoch zu einer Festsetzung kom-
men, sichern die eingeschifften Feldjäger gerichtlich verwertbare Beweise 

47  Antrag der Bundesregierung vom 18.04.2012, BT-Drs. 17/9339. 
48  Vgl. UHL, MarineForum 3/2009, 11 (12); WITTENBERG, NZWehrr 2011, 62 (65). 
49  Antrag der Bundesregierung vom 10.12.2008, BT-Drs. 16/11337, S. 3. 
50  Antrag der Bundesregierung vom 18.04.2012, BT-Drs. 17/9339. 
51  Antrag der Bundesregierung vom 18.04.2012, BT-Drs. 17/9339, S. 4 f. 
52  Vgl. Antwort Nr. 22 der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der FDP-Fraktion

und einzelner Abgeordneter vom 12.12.2008, BT-Drs. 16/11352, S. 7 f. 
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und sie – oder der Rechtsberater53 – vernehmen die festgehaltenen Personen 
unter Mithilfe des Dolmetschers.54 Für das weitere Verfahren bestehen drei 
Möglichkeiten. Erstens kann die Person an die Behörden eines Staates über-
geben werden, der sein Strafverfolgungsinteresse mitgeteilt hat, es sei denn, 
die festgesetzte Person wird dadurch dem Risiko der Todesstrafe, der Folter 
oder jeder anderen unmenschlichen Behandlung ausgesetzt. Zweitens kann 
eine Übergabe an deutsche Strafverfolgungsbehörden erfolgen, wenn durch 
die seeräuberischen Handlungen der festgehaltenen Person gewichtige 
Rechtsgüter mit hinreichendem deutschem Bezug geschädigt wurden. Sind 
die ersten beiden Alternativen nicht gangbar, muss die festgesetzte Person 
schließlich drittens freigesetzt werden und zwar so, dass dadurch keine unmit-
telbare Gefahr für Leib oder Leben der Person begründet wird.55 

                                                           
53  So WITTENBERG, NZWehrr 2011, 62 (68). 
54  Vgl. UHL, MarineForum 3/2009, 11 (13). 
55  Vgl. Antwort Nr. 22 der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der FDP-Fraktion 

und einzelner Abgeordneter vom 12.12.2008, BT-Drs. 16/11352, S. 7 f. 



 

Zweiter Abschnitt: Verfassungsrechtliche Er-
mächtigung zur Bekämpfung der Seeräuberei 
durch die Streitkräfte  
In diesem Abschnitt wird erörtert, ob und gegebenenfalls inwieweit sowie un-
ter welchen Voraussetzungen das Grundgesetz zu einer Verwendung der 
Streitkräfte zur Bekämpfung der Seeräuberei außerhalb deutscher Hoheitsge-
wässer berechtigt.  

Grundlegende Normen für Einsätze der Streitkräfte außerhalb des deut-
schen Staatsgebiets sind Art. 24 Abs. 2 GG und Art. 87 a Abs. 1 S. 1, Abs. 2 
GG.  

In Art. 24 Abs. 2 GG heißt es: 
„Der Bund kann sich zur Wahrung des Friedens einem System gegenseitiger kol-
lektiver Sicherheit einordnen; er wird hierbei in die Beschränkungen seiner Ho-
heitsrechte einwilligen, die eine friedliche und dauerhafte Ordnung in Europa und 
zwischen den Völkern der Welt herbeiführen und sichern.“ 

 
Art. 87 a Abs. 1 S. 1 GG lautet: 
„Der Bund stellt die Streitkräfte zur Verteidigung auf.“ 

 
Sowie Abs. 2: 
„Außer zur Verteidigung dürfen die Streitkräfte nur eingesetzt werden, soweit 
dieses Grundgesetz es ausdrücklich zulässt.“ 

 
Es besteht seit jeher eine Kontroverse über die Reichweite und die Ausle-

gung dieser Bestimmungen. Einigkeit besteht lediglich insoweit, als Einsätze 
der Streitkräfte zur Verteidigung für zulässig erachtet werden. Uneinheitlich 
wird insbesondere bewertet, was unter Einsatz und unter Verteidigung zu ver-
stehen ist, auf welche konkreten Einsätze sich die Normen beziehen und in 
welchem Verhältnis sie zueinander stehen. Das Bundesverfassungsgericht hat 
sich zu diesen besonders umstrittenen Fragen bislang nicht eindeutig positio-
niert. Es hatte sich erstmals in den frühen neunziger Jahren eingehender mit 
der Verfassungsmäßigkeit von Auslandseinsätzen der deutschen Streitkräfte 
zu befassen. Das Gericht hat in der sogenannten Streitkräfte-Entscheidung 
vom 12. Juli 1994 geurteilt, dass – unabhängig von dem umstrittenen Anwen-
dungsbereich des Art. 87 a Abs. 2 GG – die Bundeswehr jedenfalls im Rah-
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men von Systemen gegenseitiger kollektiver Sicherheit im Sinne des Art. 24 
Abs. 2 GG im Ausland eingesetzt werden darf.56 Da die Bundesrepublik 
Deutschland ihre Seestreitkräfte bereits unilateral, aber auch veranlasst durch 
multinationale Initiativen zur Bekämpfung der Seeräuberei eingesetzt hat, soll 
sich die Darstellung und Bewertung der Kontroverse an der verfassungsge-
richtlichen Differenzierung zwischen Einsätzen der Streitkräfte im Rahmen 
von Systemen gegenseitiger kollektiver Sicherheit und sonstigen Einsätzen 
orientieren.  

 
A. Ermächtigung zum Einsatz außerhalb von 
Systemen gegenseitiger kollektiver Sicherheit 
Die ersten militärischen Operationen der Bundesrepublik Deutschland zur 
Bekämpfung der Seeräuberei fanden unilateral, d.h. außerhalb von Systemen 
gegenseitiger kollektiver Sicherheit, statt. Werden die Streitkräfte außerhalb 
von Systemen gegenseitiger kollektiver Sicherheit zur Bekämpfung der See-
räuberei eingesetzt, kommt Art. 24 Abs. 2 GG als Ermächtigungsgrundlage 
nicht in Betracht.57 So vielfältig die denkbaren, von Seeräubern ausgehenden, 
Bedrohungen für die zivile Schifffahrt sind, so vielfältig sind auch die denk-
baren Einsatzszenarien. Es könnten Teile der Seestreitkräfte extra zur Be-
kämpfung der Seeräuberei aus dem Heimathafen entsandt werden, aber auch 
an anderen – eventuell internationalen – Operationen bereits beteiligte Einhei-
ten zur Durchführung der einzelnen Maßnahme abgeordnet werden. Vorstell-
bar ist ein Einsatz, der sich auf eine – gegebenenfalls gewaltsame – Einzelak-
tion beschränkt, wie etwa die Befreiung eines von Seeräubern entführten 
Schiffs. Genauso ist aber auch ein groß angelegter Einsatz zur Bekämpfung 
der Seeräuberei in einer bestimmten Region denkbar, der eine Vielzahl an 
Einzelmaßnahmen beinhaltet, deren konkrete Durchführung nur begrenzt vor-
hersehbar ist und die sich an der Erreichung des übergeordneten Zwecks des 
Gesamteinsatzes zu orientieren haben. Untersucht werden sollen drei typische 
Einsatzszenarien, nämlich zunächst die gewaltsame Befreiung eines von See-
räubern entführten zivilen Schiffs und dessen Besatzung (I.), sodann die ge-
waltsame Abwehr eines gerade stattfindenden oder unmittelbar bevorstehen-
den Seeräuberangriffs auf ein ziviles Schiff (II.) sowie das – gegebenenfalls 
                                                           
56  BVerfGE 90, 286 (345 ff.). 
57  Siehe dazu in diesem Abschnitt unter B. 
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gewaltsame – Anhalten und Betreten eines mutmaßlichen Seeräuberschiffs 
und die Festnahme der Besatzung, ohne dass damit unmittelbar in eine kon-
krete Angriffssituation eingegriffen wird (III.). Die zuletzt genannten Maß-
nahmen werden als Teil eines groß angelegten Einsatzes der deutschen See-
streitkräfte zur Bekämpfung der Seeräuberei in einer bestimmten Region – 
also eines unilateralen Einsatz nach dem Vorbild der Mission Atalanta am 
Horn von Afrika – und als alleiniger Gegenstand eines Einsatzes überprüft. 
 

I. Erstes Einsatzszenario: Die Befreiung eines von 
Seeräubern gekaperten Schiffs und dessen Besatzung 
In der zunächst zu untersuchenden Fallkonstellation haben Seeräuber ein zivi-
les Schiff und dessen Besatzung in ihre Gewalt gebracht. Sie verweigern eine 
Freilassung der Geiseln und erheben stattdessen Forderungen an Staaten, be-
troffene Unternehmen oder Privatpersonen, wie etwa die Freilassung von an-
deren bereits inhaftierten Seeräubern oder die Zahlung eines Lösegeldes. Die 
Bundesregierung entscheidet sich zur Entsendung einer Fregatte der deut-
schen Seestreitkräfte, um die Geiseln und das Schiff durch eine gezielte Ope-
ration zu befreien. Die Befreiungsaktion erfolgt unter Anwendung unmittelba-
ren Zwangs.58 Bei der Untersuchung ist zwischen einem Einsatz zur Befrei-
ung deutscher und anderer Staatsangehöriger zu differenzieren.  

                                                           
58  Öffentlich viel diskutiert wurde der Fall „Hansa Stavanger“. An Bord dieses Fracht-

schiffes einer deutschen Reederei befanden sich 24 Besatzungsmitglieder, wovon der 
Kapitän und vier Offiziere deutsche Staatsangehörige waren. Am 04.04.2009 wurde 
das Schiff 400 Seemeilen vor der somalischen Küste von Piraten angegriffen, denen 
es schließlich gelang, die „Hansa Stavanger“ in ihre Gewalt zu bringen. Das entführ-
te Schiff nahm Kurs auf Harardere, einen somalischen Küstenort, der als „Piraten-
nest“ gilt. Da die Präsenz der an der Operation Atalanta teilnehmenden Fregatte 
„Brandenburg“ die Seeräuber nicht zu einer Freilassung der Geiseln veranlassen 
konnte, entschied die Bundesregierung Ende April 2009, die Polizeieinheit GSG 9 
zur gewaltsamen Befreiung des Schiffs einzusetzen. 200 Polizisten dieser Einheit 
wurden zu diesem Zweck nach Mombasa entsandt, von wo aus sie ein US-
amerikanisches Marineschiff zum Belegenheitsort der „Hansa Stavanger“ brachte. 
Kurz vor dem geplanten Beginn der Befreiungsaktion wurde diese auf Wunsch der 
Amerikaner abgebrochen, da sie die Operation für zu gefährlich hielten. Nach dem 
Scheitern der Aktion wurde in der Bundesregierung über die Ausrüstung der Bun-
despolizei und über das Abstimmungsverfahren zwischen den Ministerien wie auch 
über die rechtlichen Grundlagen solcher Operationen (zur anlässlich dieses Vorfalls 
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1. Die Befreiung deutscher Staatsangehöriger durch die Bundeswehr 
Die verfassungsrechtliche Ermächtigung zu unilateralen Einsätzen der Streit-
kräfte außerhalb des Bundesgebiets zur Befreiung deutscher Staatsangehöri-
ger ist ein nach wie vor ungeklärtes Problem. Die rechtswissenschaftliche 
Diskussion darüber wurde entfacht durch einen Einsatz der Bundeswehr im 
Jahr 1997, bei dem deutsche und andere Staatsangehörige aus der albanischen 
Hauptstadt Tirana evakuiert wurden.59 60 Diskussionswürdig ist, ob die Be-
freiung deutscher Staatsangehöriger im Ausland von dem – in Art. 87 a Abs. 
1 S. 1 GG bestimmten – Verteidigungsauftrag der Streitkräfte umfasst wird; 
also, ob diese Sachlage eine originäre Befugnis zum Einsatz der Bundeswehr 
begründet. 

                                                                                                                                                                                
vorgeschlagenen Grundgesetzreform siehe unten in der Schlussbetrachtung unter II.) 
diskutiert. Trotz ständiger Anwesenheit der deutschen Fregatte wurde das Schiff 
nicht gewaltsam befreit. Schließlich einigte sich der Reeder mit den Seeräubern auf 
die Zahlung eines Lösegelds in Höhe von 2,75 Millionen Dollar, woraufhin die ent-
führten Besatzungsmitglieder am 03.08.2009 freigelassen wurden (vgl. Artikel bei 
Spiegel Online vom 03.08.2009, „Piraten geben entführte ‚Hansa Stavanger‘ frei“, 
abzurufen am 07.09.2011 um 9 Uhr unter http://www.spiegel.de/politik/ausland/ 
0,1518,639103,00.html). 

59  Hintergrund waren politische Unruhen in Albanien, die zu einer Verschlechterung 
der Sicherheitslage und schließlich zu einem Zusammenbruch der staatlichen Ord-
nung führten. Nach Bewertung der Bundesregierung war das Leben der sich noch im 
Land befindenden ausländischen Staatsbürger akut gefährdet. Sie entschied sich zu 
einer Evakuierung der deutschen Staatsangehörigen und der in konsularischer Obhut 
befindlichen anderen Staatsangehörigen. Einzig möglich war eine Evakuierung aus 
der Luft durch Luftfahrzeuge der Streitkräfte (vgl. Antrag der Bundesregierung vom 
18.03.1997, BT-Drs. 13/7233). Nach Angaben des damaligen Bundesministers des 
Auswärtigen KINKEL wurden am 14.03.1997 erfolgreich 21 deutsche und 95 andere 
Staatsangehörige aus Albanien ausgeflogen und in Sicherheit gebracht (vgl. 166. Sit-
zung des Deutschen Bundestages vom 20.03.1997, Verhandlungen des Deutschen 
Bundestages, Sten. Berichte, 13. Wahlperiode, S. 14970). Während des Einsatzes 
kam es zu einem Schusswechsel, bei dem ein Albaner verletzt wurde. Der Bundestag 
stimmte dem Einsatz nachträglich am 20.03.1997 zu. 

60  Diskussionsbeiträge wurden etwa geliefert durch: BALDUS, in: Frieden und Recht, S. 
259 ff.; DAU, NZWehrr 1998, 89 ff.; DEPENHEUER, DVBl. 1997, 685 ff.; HILLGRU-
BER, in: UMBACH/CLEMENS, GG, Bd. II, Art. 87 a, Rdnr. 17; KREß, ZaöRV 1997, 329 
ff. 


